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Tristan A b r o m e i t ‚ Neustadt a. Rbg. 

DIE LÜCKE IM TAGUNGSPROGRAMM 

Sehr geehrte Tagungsteilnehmerinnen und Taqungeteilnehrner, 
sehr geehrte Referentinnen und Referenten, 
sehr geehrter Herr Dr. Calließ als Tagungsleiter. 

Es gibt viele Motive. eine Akademietagung zu besuchen. Mein Motiv 
ist, für meine und meiner Kinder Freiheit zu arbeiten und für unsere De-
mokratie, die aus meiner Sicht bedroht ist, zu wirken. Da ich meine Aus-
sagen nicht kleinmütig und zaghaft formulieren werde, versichere ich 
gleich zu Beginn, daß es mir nicht darum geht irgendjemandes Ehre zu 
verletzen. Ich bin auch davon überzeugt, daß viele Fehlentwicklungen 
ihren Ursprung in einem guten Wollen haben. Das, was ich zu sagen habe,
ist nicht in ein paar Diskussionsbei trägen - die sich zudem noch auf das 
vorher Gesagte beziehen sollen - unterzubringen. Daher lege ich Ihnen 
diese schriftliche Ausarbeitung vor. 

Es ist mein demokratisches Selbstverständnis, daß die Veranstalter von 
Akademietagungen autonom den Inhalt und die Form der Tagungen be-
stimmen. Es sollte jedenfalls so sein. Die Wirklichkeit ist häufig so - auf-
grund der finanziellen Abhängigkeiten der Erwachsenenbildungsinstituti-
onen von den Staatskassen -‚ da die Parteien Einfluß auf die Inhalte zu 
nehmen versuchen. 
Wir nehmen also an einer Tagung teil über das Thema Parteienherrschaft 
unter möglicher Einflußnahme von Parteienherrschaft. Diese Form der 
Parteienherrschaft findet meistens in subtiler Art statt. Sie dokumentiert 
sich in der häufig gehörten Forderung nach der politischen Ausgewogen-
heit einer Veranstaltung. 

Ich empfinde es nun aber nicht als Lücke im Prograinm, daß nicht über 
die Herrschaft der Parteien über die Erwachsenenbildung gesprochen wer-
den soll. Diese Anmerkungen sollen nur bewußt machen, daß Parteienher-
rerhaft nicht etwas Abstraktes, Fernes, sondern etwas konkret Anwesen-
des ist. 
Die Lücke, die ich meine, müßte im Programm unter Ziffer 6 etwa 
lauten: 

DIE ÜBERWINDUNG DER PARTEIENHERRSCHAFT durch 
>Weniger Staat< (Buchtitel vor. Prof. Leopold Kohr, Eccon. 
1965) oder durch den >. . Abbau des Staates nach Einführung 
der Volksherrschaft< (Denkschrift an die zu Weimar versammel-
ten Nationalräte von Silvio Gesell, 1919, Freiwirtschaftliche Bi-
bliothek, 29O Varel) (Jetzt: Archiv für Geld- u. Bodenreform)

Gehen wir die angekündigten Themen der Hauptreferate durch und fra-
gen, ob der Bürgerwille (sowohl als Wille von Kollektiven wie von Indi-
viduen mit den angeführten Instrumenten zur Geltung verholfen werden 
kann. 
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1. Innerparteiliche Demokratie

Die innerparteiliche Demokratie ändert schon deshalb nichts an dem Pro-
blem, weil sie eine innere Angelegenheit vor kleinen Minderheiten, den 
politischen Parteien ist. Ihr Wille. die Mehrheit mittels des Staatsappara-
tes zu beherrschen wird dadurch nicht gebrochen. 
Die Innenverhältnisse der Parteien lassen sich sicher theoretisch verbes-
sern. Den Glauben an praktische Erfolge habe ich durch langjährige Mit-
gliedschaft in der Freien Demokratischen Partei und den GRÜNEN und 
Beobachtung der anderen Parteien verloren. 

Die Gründerzeit der GRÜNEN war geprägt von der Hoffnung eine über-
schaubare, durchschaubare, kooperative, tolerante Partei zu gründen, in 
der sich ein Mensch wohlfühlen kann. DIE GRÜNEN sind aber de facto 
genauso wie die anderen Parteien geworden: Ein Grab für Idealismus und 
ein Tummelplatz für Machtgeilheit! Das Instrument der Mehrheitsabstim-
mung wird entgegen dem Gründungsgeist rücksichtslos zur Unterdrü-
ckung Andersdenkender eingesetzt, als hätte schon jemals durch Mehr-
heitsbeschaffer die „Wahrheit“ das Licht der Welt erblickt. 
Im Höhenflug der Gründungszeit ist eine Passage in der Satzung ((5 (3) 
3)) aufgenommen worden, die die programmatische Unterdrückung von 
Minderheiten verhüten und damit das Zusammenwirken der Mitglieder 
unterschiedlicher geistiger und politischer Herkunft ermöglichen sollte. In
etwa zur gleichen Zeit als Grüne sich für ein Bundesabstimmungsgesetz 
zum Artikel 20 Abs. 2 des Grundgesetzes stark machten, wurde ein An-
trag in der Bundesversammlung der GRÜNEN in Hagen (22./23. 6. 1955)
auf Beschluß von Ausführungsbestimmungen für das satzungsmäßig vor-
gesehene Minderheiten-Programm abgeschmettert mit dem Hinweis, die-
se Bestimmung sei überflüssig geworden. Die machtorientierten Strategen
gingen wohl davon aus, daß der Zufluß an Stimmen und Mitgliedern wohl
nicht mehr zu stoppen sei und der Einfluß des Marxismus nicht durch li-
bertäre Elemente gefährdet werden dürfte. Die Methode des rausgruhlens 
hatte sich ja auch schon bewährt. Diese Mitglieder der GRÜNEN sind 
aber zu feige oder zu „klug“ um eine entsprechende Streichung in der Sat-
zung vorzunehmen. Jedesmals wenn ihre Machtbasis durch so entstande-
ne innere Spannungen auseinander zu bröckeln droht, beschwören sie 
heuchlerisch das Gründungsmotto > Vielfalt in der Einheit <. 

Die konsequente innerparteiliche Demokratie bleibt aber schon aufgrund 
der Allzuständigkeit der Parteien eine Illusion, denn diese erfordert ei-
gentlich, daß alle Mitglieder hauptberuflich für ihre Partei tätig sein müß-
ten, um die selbstgesetzten Aufgaben (die eine Selbstüberschätzung verra-
ten) bzgl. der Quantität zu bewältigen und wegen der gleichen Teilhabe 
am Willensbidlungsprozeß. Tatsächlich dürfte aber nicht sehr als 10% der 
Mitglieder ständig für ihre jeweilige Partei aktiv sein. Aber die Kompe-
tenz und der mögliche oder gewollte zeitliche Einsatz dieser Minderheiten
der Parteimitglieder (deren Gesamtheiten ja nur ganz kleine Minderheiten
der Wähler darstellen) ist auch noch sehr unterschiedlich. 
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2. Auswahlverfahren für Funktions- und Mandatsträger der Parteien 

Die Auswahlverfahren für die Funktionsträger der Parteien gehört von der
Systematik hergesehen zum Thema innerparteiliche Demokratie. Die 
Freien Demokraten hatten in den Zeiten, als die Punkte hinter ihren Initia-
lien, gesetzt wurden, vor, die Wahlbürger an der Auswahl der Parlaments-
kandidaten zu beteiligen. Für das Scheitern dieses Vorhabens würde ich 
nicht nur die Lauheit dieser Partei verantwortlich machen. Es gibt auch 
erhebliche Verfahrensschwierigkeiten, wenn eine solche Stimmbürgerbe-
teiligung auf  Partei ebene vonstattengehen soll.Vielleicht werden uns ja 
noch im betreffenden Referat Möglichkeiten aufgezeigt. Wichtiger wäre 
aber eine Antwort auf die Frage: Wie bekommen wir Mitglieder an den 
Parteien vorbei in die Parlamente. Auch wäre es doch sinnvoll hier und 
anderswo zu prüfen, welche Alternativen für die heutige Selektion und 
Wahl unserer Mandatsträger es gibt. Mir liegt das Buch > Die Staatslehre 
Artur Mahrauns - Sicherung des Friedens in Freiheit durch direkte Demo-
kratie < (Verlag Wolfgang Lohmüller. München) vor. Hier wird ein 
ganz anderes Auswahlverfahren der Volksvertreter beschrieben. 

Aber mir ist klar, daß durch eine andere Selektion der Volksvertreter die 
Erstickung der politischen Freiheit - die sich ja als Gestaltungsfreiheit of-
fenbaren muß, wenn sie einen Wert haben soll - nur dann gestoppt und 
umgekehrt werden kann, wenn dadurch auch neue Inhalte in unsere Parla-
mente kommen. Dies kann nur dann geschehen. wenn eine gründliche 
Debatte mit dem Ergebnis einer Neuorientierung über die Ordnung, in der
wir leben wollen, geführt wird. Die logische Reihenfolge ist aber wohl: 
Erst die ordnungspolitische Neuorientierung und dann ein neues Aus-
wahlverfahren. 

3. Petitionsrecht (Artikel 17 des Grundgesetzes) und Ombudsman 
Das Petitionsrecht und auch der Ombudsman (Bürgeranwältin - anwalt) - 
der in diesem Zusammenang diskutiert werden müßte - sind sicher aus-
baubare Instrumente, die in einer Vielzahl von Einzelfällen segensreich 
wirken können. Nur an der wuchernden Herrschaft der Parteien und Büro-
kratien ändern sie nicht viel. 

4. Plebiszitäre Öffnung 

Artikel 20 (2) GG: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Ge-
setzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtssprechung ausge-
übt.“ 
Ich hoffe, daß wir neben dem offiziellen Referat zum Thema noch eine 
Vertreterin der "Aktion Volksentscheid' (Tel. 08380-00)  hören werden. 
Denn diese könnte nicht nur über die theoretische Ausformung dieses In-
strumentes berichten, sondern auch über die praktischen Schwierigkeiten 
die sich auftun, um den grundgesetzlichen Anspruch durchzusetzen. 
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Ich selber bin dafür. daß dem Volk - und das sind auch wir - das im 
Grundgesetz vorgesehene Abstimmungsrecht nicht länger vorenthalten 
wird. Ein Ausführungsgesetz müßte aber eine ausgeprägte Informations-
pflicht über den Gegenstand der Volksabstimmung enthalten. Ich halte die
Hinweise auf mögliche Mißbräuche vorwiegend für eine Abwehrstrategie 
der Parteien, die um ihr grundgesetzwidriges Machtkartell fürchten. Die 
Volksabstimmung kann nur dann als Schleuse für ein totalitäres Regime 
mißbraucht werden, wenn die politische Mitte ihre Mittelmäßigkeit nicht 
Überwindet und die Kraft nicht aufbringt, die Republik so zu gestalten. 
Daß  gar kein Wunsch aufkommt, sich von einem Diktator‚ welcher co-   
leur auch immer, retten zu lassen. Die Demokratie kann sich durch die 
Verweigerung des Abstimmungsrechtes (und durch die 5%.-Klausel) nicht
schützen. Der einzige Schutz vor ihrem erneuten Untergang ist, daß wir 
unsere heilige Kuh >Der Komprorniß< schlachten und unsere selbstpro-
duzierten politischen Probleme lösen. 

Durch ein Plebiszit kann dem Volk die wirkliche Gestaltungsfreiheit ver-
liehen werden. Durch ein Plebiszit kann über Krieg und Frieden entschie-
den werden. Das Plebiszit dürfte aber ungeeignet sein, die tausend Dinge 
des gesellschaftlichen Alltags zu regeln, die es zu regeln gibt. Und auch 
eine Annäherung an die Selbstbestimmung der Individuen dürfte vom 
Volk als Ganzes genauso wenig gefördert werden wie von seinen gewähl-
ten Repräsentanten, den Parlamentariern, wenn nicht vorher die Wege, die
dahin führen, im öffentlichen Bewußtsein vorhanden sind. 

5. Bürgerwille und Bürgerprotest 

Der Bürgerprotest drückt den Bürgerwillen aus, sich nicht einfach alles 
oder bestimmtes klaglos gefallen zu lassen. Die Presse berichtet in diesen 
Tagen von dem Sieg der Bundschuh-Mitglieder, die sich nach zehnjähri-
gem Kampf (vorerst) gegen den Bau der Teststrecke durch Daimler-Benz 
vor dem Bundesverfassungsgericht durchgesetzt haben. Der Bürgerprotest
ist aber nicht immer einheitlich in einer Richtung zielend. Im oben ge-
schilderten Fall haben auch Bürger für den Bau der Teststrecke demons-
triert, weil sie dadurch ihr Erwerbslosigkeitsproblem - ein Problem,was 
nicht der liebe Gott geschaffen hat - zu lösen hofften. 

Seinem Charakter nach ist der Bürgerprotest eine -Notbremse und ein In-
dikator für Mißstände. Es ist eine bequeme Art und dumm dazu. daß jene,
die politischen Mist produzieren, jene ins politische Abseits schieben wol-
len, die feststellen, daß der Mist stinkt. Nur, wenn das Instrument Bürger-
protest so häufig gebraucht wird (gebraucht werden muß mangels anderer
Einwirkungsmöglichkeiten). dann verliert es an Wirkung. 

Wir müssen die Gesellschaft eben so gestalten, daß der Protest eine selte-
ne Ausnahme bleiben kann. Und damit komme ich zu der Lücke. 
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6. Die Überwindung der Parteienherrschaft durch Reduzierung 
    staatlicher Tätigkeit 

Zur Einstimmung zitiere ich Prof. Dr. Wolfgang Zeitler. Präsident des 
Bundesverfassungsgerichtes aus seiner Ansprache vom 12. Januar 1987 
vor der IHK  Mittlerer Oberrhein über das Thema „Der Unternehmer im 
Wandel der Rechts- und Sozialordnung“: 

„Die Gesetzgebung und Verwaltungspraxis ist voll von Beispielen. in de-
nen versucht wurde. Besitzstände zu pflegen, Privilegien zu erhalten und 
Zunft- und Kastenstrukturen zu bewahren. Eine solche Gesellschafts- und
Wirtschaftspolitik ist ungerecht gegenüber der nachrückenden Generati-
on, da sie ihr die gleichberechtigte Chance zum Erfolg vorenthält, und sie 
ist schädlich und unsozial gegenüber der Allgemeinheit, da sie im Interes-
se einiger weniger die wirtschaftliche Gesamtleistung mindert, Ressour-
cen fehlleitet und mögliche Kapazitäten unausgenutzt läßt. In nunmehr 
über 35 Jahren seiner Rechtsprechung hat sich das Bundesverfassungs-
gericht, darum bemüht, die Freiheitlichkeit und Offenheit unserer Staats- 
und Gesellschaftsordnung gegenüber einem an einseitigen Interessen ori-
entierten Strukturkonservatismus durchzusetzen, oftmals gerade auch ge-
genüber dem Willen von Parlamentsmehrheiten und Regierungen, die ih-
rerseits unter dem mächtigen Druck von einflußreichen Lobbies und Inter-
essenverbänden standen.“ 

Die Schlagzeile „Das Steuer muß scharf herumgerissen werden“ der 
HAZ vom 14.1.87 ist min Satz aus einer Rede des sowjetischen Partei-
chefs Gorbatschow. Gorbatschow und seine Leute scheinen wenigstens 
eine Vorstellung davon zu heben, in welcher Richtung sich ihre Gesell-
schaft entwickeln muß. Sie wissen aus eigener Erfahrung, daß der Weg in 
den Zentralismus mit Unterwerfung und Tod verbunden ist. Die negativen
Erfahrungen mit den bisher gegangenen Weg scheint ihnen auch die Kraft
zu geben, neue zu suchen und zu gehen. Wenn hier bei uns in der Bundes-
republik der Bundeskanzler Kohl von der Werde spricht, dann hört sich 
das an. als rede er von einer Rolle rückwärts, zu der er und seine CDU 
keine Kraft haben. Die FDP ist voll damit ausgelastet, ihre Zielgröße 
„Verhinderung absoluter Mehrheiten“ zu konservieren und ihren Anteil an
der Parteienherrschaft zu sichern. Die SPD, der überall Orientierungslo-
sigkeit nachgesagt wird, hätte aufgrund dieser Tatsache am ehesten die 
Chance neue Wege zu suchen und zu gehen, wenn nicht in den Köpfen 
ihre Mitglieder eingeätzt wäre. daß soziale Sicherheit nur im Bannkreis 
des Groß-Vaters Staates zu haben sei. Die SPD wollte sicher Emanzipati-
on der Bürger, doch ist sie jene Partei, die am meisten dazu beigetragen 
hat, das der einzelne Mensch dem Institutionsabsolutismus unterworfen 
wurde. (Ein Begriff der m.W. von Prof. Erich Reigrotzki geprägt wurde.)
 
Seit Walter Eucken (>Grundsätze der Wirtschaftspolitik<, rororo 81) wis-
sen wir klarer, daß sich eine Gesellschaft nur in zweierlei Weise organi-
sieren kann., zentral oder dezentral. Die Instumente der Koordinatiion  
sind im ertste Fall der Befehle, die Unterordnng und im zweiten Fall die 
Einigung, der Vertrag, der Vertrag. Da 
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die reinen Formen gesellschaftlicher Selbstorganisation Ideale sind, die in
der Realität nur annäherungsweise erreicht werden können, kommt es 
sehr darauf an, wohin sich eine Gesellschaft entwickelt. Wenn Wir uns die
Verkehrswirtschaft (Marktwirtschaft) und Zentralverwaltungswirtschaft 
(Kommandowirtschaft) jeweils als Pole vorstellen und die vorhandenen 
Gesellschaften mit ihren jewelligen Mischformen auf einer Strecke da-
zwischen angesiedelt, dann können wir sehen, daß wir uns seit der Entste-
hung der Bundesrepublik eher von der Marktwirtschaft weg als zu ihr hin 
entwickelt haben. Betrachten wir uns den Bildungsbereich als Teilord-
nung, so können nur politisch blinde die Konvergenz (Annäherung) mit 
den sozialistischen Ländern nicht sehen. Das, was uns heute aus der 
UdSSR berichtet wird, besagt nichts anderes, als daß dort in Teilbereichen
ein Weg in Richtung Dezentralität ertastet wird. Wir müssen aufpassen, 
daß es durch unser Beharren, real in die falsche Richtung zu gehen, nicht 
noch mehr Konvergenzen der beschriebenen Art zu Lasten der Konver-
genz mit der Dezentralität, dem Idealtyp Verkehrswirtschaft gibt.Uns 
Bundesrepublikanern wird eine Umkehr schwer fallen, weil der eine 
Hauptteil der manifesten Parteienherrschaft. die CDU. die Entwicklung 
unserer Gesellschaft in Richtung Marktwirtschaft von Anbeginn behindert
hat, so Ludwig Erhard auf meine entspr. Frage am 7.10.'72 hier in 
der Ev. Akademie Loccuni So auch nachzulesen in der Titelgeschichte 
des >Spiegels< vom 9. Sept.1953) und unser heutiges Erscheinungebild 
unserer Gesellschaft als eine marktwirtschaftliche Ordnung versteht, bzw. 
deklariert. Dies liegt auch daran, daß sie Unvereinbares gleichzeitig will: 
Marktwirtschaft mit seinem Leistungswettbewerb und Kapitalismus mit 
seinem Privileg arbeitsloses Einkommen zu erzielen. Der andere Haupt-
teil der manifesten Parteienherrschaft, die SPD hat sich nie ganz vom 
Marxismus gelöst und durch eine unselige Ausprägung des Keynesianis-
mus in einen neuen Staatsaktivismus hineinmanöverieren lassen. Dieser 
Teil der Parteienherrschaft steht sich bei seiner Selbstauflösung durch 
Reduzierung staatlicher Aktivität ideologisch selbst im Wege. Und das 
tragische an unserer bundesrepublikanischen Entwicklung ist, daß jene, 
die sich mit der Restaurierung des Kapitalismus nicht ab-finden wollten, 
die Marktwirtschaft als Befreiungsinstrument nie verstanden haben und 
Zuflucht heim Marxismus gesucht haben. Den Marxismus nennt Hermann
von Berg „renomierter Wirtschaftswissenschaftler aus der DDR“ in sei-
nem Buch >Marxismus-Leninismus - Das Elend der halb deutschen halb 
russischen Ideologie< (Bund-Verlag 1996) ein geistiges Gefängnis. Auf 
Seite 253 schreibt er wörtlich: 

"Die Praxis zeigt: Der Marxismus ist eine lebensfremde, für die 
Interessen des Volkes schädliche und feindliche Ideologie." 

Er nennt ihn "Murxismus". 
Von Berg hat sich intensiv und ausdauernd mit den Grundlagen der 
Gesellschaft. der DDR, die er verlassen hat, auseinandergesetzt. Wo findet
die Auseinandersetzung mit den Grundlagen unserer Gesellscnaft in der 
erforderlichen Tiefe und Breite statt. Das meiste, was dazu gesagt wird, 
sind Zeugnisse eines ideologischen Stellungskrieges oder oberflächliches 
Geschwätz. Eine Klärung findet nicht einmal in den Hochschulen statt, 
schon lange nicht durch die Presse. 
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Soweit ich in die Materie eingedrungen bin und Urteilssicherheit gefun-
den habe (was ja nicht besagt, daß ich keinen Irrtümern aufsitzen kann) 
kann sich der Bürgerwille. der sich ja gerade dadurch manifestiert, daß 
fast jeder seine eigene Vorstellung von den idealen Arbeitsbedingungen,  
des optimalen sozialen Sicherungssystems, des humansten Bildungssys-
tems usw. hat, nur dann gegen die Parteienherrschaft durchsetzen kann, 
wenn die Aktivitäten des Staates radikal reduziert werden und die Bürger 
ihre Belange durch privatrechtliche Zusammenschlüsse und Verträge re-
geln. 

Was dem Staat bleibt und was er zu veranlassen hat: 

Da eine dezentrale Ordnung, in der der Bürger sein eigener Herr, die Bür-
gerin als Frau ökonomisch vom Mann unabhängig ist, nur mit dem Koor-
dinations- und Kooperationsinstrument Marktwirtschaft realisiert werden 
kann, hat er. da Marktwirtschaft kein Naturprodukt ist, die Rahmenbedin-
gungen für ihr Funktionieren zu schaffen. Dazu gehören neben den ökolo-
gischen und wettbewerbsrechtlichen Daten nach der freiwirtschaftlichen 
Schule. die mir bei der Entwicklung meiner liberalsozialen / libertären 
Position sehr nützlich war, vor allem ein neues Bodenrecht und eine 
verbesserte Geldverfassung. Dadurch wird es möglich, eine Dauerbe-
schäftigung ohne Arbeitslosigkeit zu installieren. Auch löst sich dann 
ohne weitere Gesetzgebungsakte das Problem der Ausbeutung und Ver-
mögenskonzentration auf. Dieses sind keine Glaubenssätze, sondern 
durch Prüfung nachvollziehbare Erkenntnisse. 

Der Staat hat dann noch die meisten Institutionen vom Arbeitsamt 
über Sozialversicherungen und Schulen bis hin zu den Zünften (Kam-
mern) aus ihrer öffentlichrechtlichen Trägerschaft zu entlassen, die 
Zwangsmitgliedschaften aufzuheben und nur noch eine Kontrolle im Sin-
ne des Strafrechtes über die dann in Vielzahl entstehenden privatrechtlich 
organisierten dem Bürgerwillen entsprechenden Institutionen auszuüben. 
Wie die Rahmenbedingungen für ein freies Bildungswesen aussehen 
könnten, ist den von mir formulierten >Thesen zur grünen Bildungspoli-
tik< zu entnehmen, die in dem betreffenden Tagungs-protokoll zum 1. 
Niedersächsischen Bildungskongresses der GRÜNEN vom 24. - 2. Febru-
ar 1994 in Göttingen so ganz aus versehen nicht wiedergegeben wurden. 

00TA00
Eingefügt Januar 2023:

3.0  Die freie Berufsbildungs-Assoziation (FBA) (50 Seiten, 264 KB)
Eine marktwirtschaftliche Problemlösung - 1. Mai 1982

Das Grundgesetz wurde vor 70 Jahrenverabschiedet.
Haben wir Gründe zum Jubeln oder Trauern?
– Anmerkungen zu dem Kommentar „Unser Grundgesetz / 70 Jahre grandios erfolgreich 
und trotzdem unvollendet“ von Professor Dr. Hermann Heußner, veröffentlicht im md-
magazin – Zeitschrift für direkte Demokratie 1 Ausgabe 2.2019 www.tristan-abromeit.de
Zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 2019 ins Netz gestellt. Text 164.0 
http://www.tristan-abromeit.de/pdf/164.0.Grundgesetz.70.Jahre.Jubel.oder.Trauer.pdf

http://www.tristan-abromeit.de/pdf/3.0%20Freie%20Berufsbildungs-Assoziation%203.04.pdf
http://www.tristan-abromeit.de/pdf/164.0.Grundgesetz.70.Jahre.Jubel.oder.Trauer.pdf


Unsere Demokratie ist nur durch eine neue Verfassung und
durch die Überwindung der Parteienherrschaft zu retten!

Ein Weckruf für die Mitglieder der Legislative, Exekutive und Judikative ihre ei-
gene Rolle als Demokratie- und Verfassungsfeinde zu überwinden, gleichzeitig
eine Verbeugung vor ihnen für ihren Einsatz für das Gemeinwohl und die Erin-

nerung an das Gebot der Feindesliebe.
Von Tristan Abromeit

www.tristan-abromeit.de Abschluss 15. März 2020
Text 166 

https://www.tristan-
abromeit.de/pdf/166.Demokratie.Gefahr.abwenden.durch.Erneuerung.pdf
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Anmerkungen zur Ökonomie und Demokratie
im Corona- und Wahljahr 2021

Steuert unsere Republik die Form einer DDR II an?
Eine Selbstvergewisserung zum Mitlesen

von Tristan Abromeit
www.tristan-abromeit.de

Textreihe 172 / April 2021
Die Einschätzung des Ist-Zustandes der Bundesrepublik:
Die BRD ist demokratie- und verfassungsfeindlich! TA

Text 172.2
oooooooooooooooooooooooo

Weitere Texte zum Hauptthema
Text 172.0 Die BRD ist demokratiefeindlich! Schlussfolgerungen T.A.

Text 172.1 Der Verrückte in den Dünen und die Folgen für mich als Leser.
Die Vergangenheit kann man nicht bewältigen. Man kann sie nur aufrichtig

deuten. Die Nutzung der Schuld der Deutschen als politisches Gestal-
tungsinstrument erzeugt neue Schuld.

Text 172.3 Das Vorwort von Die Natürliche Wirtschaftsordnung von Silvio Gesell und
die Bewertung durch John Maynhard Keynes in seiner Allgemeinen

Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes. Sozialdarwinismus
in der NWO? Beiträge von Wera Wendnagel, Josef Hüwe und TA

Text 172.4 Demokratie und Menschenrechte von Karl Walker, 1947, 104 Seiten.
Gedanken über Bedingungen einer Demokratie im Schatten der Diktatur.

Text 172.5 Die Herrschaft der Experten – Technokratie statt Demokratie
von Heinz Hartmut Vogel, Text zur Neuauflage seines Buches Jenseits von

Macht und Anarchie, 1963. Wiedergegeben werden zusätzlich 3 Seiten
Inhaltsangaben. Hinweise auf das Wirken des Seminars für freiheitliche

Ordnung / Hinweise auf die Geschichte der Freiheitsbewegung

Text 172.6 Mein Schriftwechsel mit dem verstorbenen Generalstaatsanwalt Dr. Fritz
Bauer (Siehe Fußnote im Text 172.1 Seite 40)

Hinweis: Der Dritte Weg / Die natürliche Wirtschaftsordnung (NWO)
- ein programmatischer Beitrag für die grüne Bewegung

- erstellt zu Programmkongreß der GRÜNEN im März 1980 in Saarbrücken
http://www.tristan-abromeit.de/pdf/2.0%20ddw%20Gruene%201980%20neu

%2012.%202003.pdf
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THESEN zur grünen BILDUNGSPOLITIK

vorgelegt aus Anlaß des 1. Niedersächsischen Bildungskongresses
der GRÜNEN vom 24. - 26. Februar 1984 in Göttingen

vom liberal-sozialen Arbeitskreis DRITTER WEG
formuliert von

Tristan Abromeit

Die Erziehung war ein wichtiges Werk des Staates und
der Staat ein fortdauerndes Werk dieser Erziehung.

Friedrich Schiller

(in: „Vorlesungen über die Gesetzgebung des Lykurgus“
zitiert aus:

„Bürger für die Gesetze“,
von Friedrich Salzmann

Verlagsgenossenschaft Freies Volk Bern, 1949)1

1. These
Wenn den Grundrechten Geltung verschafft werden soll, ist die Entwicklung 
und Realisierung eines dezentralen Bildungssystems ein Auftrag des Grund-
gesetzes.
Unser jetziges Bildungs- und Schulsystem kann den Schutz der Menschen-
würde (Art. 1 GG) nicht garantieren; die Freiheitsrechte (Art. 2) nicht wahren, 
die Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3) nicht herstellen. Die Freiheit der Lehre 
(Art. 5) bleibt auf der Strecke, und der Schutz der Familie (Art. 6) wurde zur 
Entmündigung.

2. These
Art. 7 Abs. 1 des GG besagt: „Das gesamte Schulwesen steht unter der Auf-
sicht des Staates.“ Überall gilt, daß der Kontrolleur nicht gleichzeitig der zu 
kontrollierende Akteur sein kann.
Nur im Bereich des Schulwesens gilt bisher diese Logik nicht. Aber auch eine 
auf die Kontrolle reduzierte staatliche Tätigkeit im Bereich des Schulwesens 
ist nur dann gerechtfertigt, wenn sie andere Grundrechte nicht einschränkt, d. 

1 In dem Loccumer Protoll 8 / `87 haben die These die Seiten 240 bis 242. Ich habe hier eine bessere Drckvor-
lage für den Skann genommen. Die Thesen haben den gleichen Inhalt. In der vorliegenden Ausgabe, ist ein 
bisschen mehr Beiwerk eingefügt. TA im Januar 2032.
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h. letztlich, daß der Staat weder die Bildungsinhalte noch die Formen der Bil-
dungsvermittlung vorschreiben kann, sondern nur darauf zu achten hat, daß 
für alle Beteiligten im Bildungsprozeß eine Chancengleichheit besteht und daß
allgemeine Gesetze eingehalten werden.

3. These
Ein dezentrales alternatives Bildungssystem ist nur erreichbar, wenn Schüler, 
Lehrlinge (Auszubildende) und Studenten (stellvertretend die Eltern) als Bil-
dungsnachfrager autonom werden, so wie Lehrer und Schulträger als Bil-
dungsanbieter autonom werden müssen. Letztlich heißt das, daß für die Bil-
dungsnachfrager die Schulpflicht in Gestalt des Schulzwanges aufgehoben 
werden muß und daß sie (die Bildungswilligen)  ökonomisch in die Lage ver-
setzt werden müssen, ihre Bildungsnachfrage selber (z.B. durch Bildungsgut-
haben 2) zu finanzieren. Für alle Bildungsanbieter folgt daraus, daß sie als 
Lehrer auf den Beamtenstatus verzichten müssen und als Institution auf eine 
Finanzierung oder Subventionierung durch den Staat verzichten müssen. 
Leistung und Gegenleistung wird dann durch privatrechtliche Verträge gere-
gelt. Dafür, daß die Bildungsangebote den Bedürfnissen der Bildungsnachfra-
ger entsprechen, sorgt dann der Wettbewerb.

4. These
Da Bildung auch den Zweck hat, daß die (Aus-)Gebildeten in die Lage ver-
setzt werden, einem Broterwerb nachzugehen, hat ein dezentrales alternati-
ves Bildungssystem auch zur Voraussetzung, daß die Zugänge zu den Be-
rufslaufbahnen neu definiert werden. Denn bleiben hier die alten Normen er-
halten, können keine noch so guten neuen Bildungsgänge ohne Verfälschung
durch den Anpassungsdruck durchgehalten werden.

5. These
Die erfolgreichen individuelle (oder gruppenmäßige) Bildungsplanung setzt ei-
nen kontinuierlichen berechenbaren Verlauf in der Wirtschaft voraus. Eine 
breit angelegte Bildung, die sich nicht auf die notwendigste Wissensvermitt-
lung beschränken will, setzt ein Mindestmaß an ökonomischer Wohlhabenheit 
voraus. Beide Faktoren sind heute nicht gegeben, können aber mit ökonomi-
schen Erkenntnissen, die seit der Jahrhundertwende vorliegen, bei Wahrung 
ökologischer Belange erreicht werden.3

6. These
           Auch wenn eine neue grüne Bildungspolitik nicht bei Null beginnen kann und  
           für die Umsetzung parlamentarische Mehrheiten fehlen, ist es erforderlich die  
           langfristigen Ziele zu beschreiben, weil sonst die Bildungs-Tages-Politik orien

2  Siehe Endnote 1
3  Siehe Endnote 2
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           tierungslos bleibt.
      7.  These

Zur Zielerreichung einer neuen emanzipatorischen Bildungslandschaft können 
Zwischenlösungen angestrebt werden. Wichtig ist, daß Eltern, die ihre Kinder 
einer privatrechtlich organisierten öffentlichen Schule anvertrauen wollen, fi-
nanziell genauso gestellt werden wie Eltern, die ihre Kinder weiterhin auf eine 
staatlich organisierte Schule schicken wollen.
Der (die) freie Lehrer(in) darf gegenüber dem (der) beamteten Lehrer(in) nicht 
länger finanziell benachteiligt werden. Die Städte und Gemeinden sind zu ver-
pflichten - solange keine generell neue Bildungsfinanzierung eingeführt wurde 
- für die Schüler freier Schulen die gleichen Pro-Kopf-Sachkosten zu überneh-
men wie für die Schüler staatlicher Schulen.

00000
Endnote 1) 1. Das Bildungsguthaben ist eine Finanzierungsart der Bildung:
                           Die Personen und nicht Institutionen subventioniert (Stärkung der rea-
                       len Mitbestimmung der Schüler / Eltern und des Wettbewerbes der 
                       Schulen um Schüler);
                   2. die Eltern / Schülern ein persönliches Bildungsguthabenkonto bei einer
                       staatlichen Verwaltung (z.B. Finanzamt) einräumt;
                   3. die die anteiligen Personal- und Sachkosten des Bildungsganges voll  
                       oder zum Teil durch Eltern / Schüler finanzierbar macht (Die Aufwen    
                       dungen der Gemeinschaft werden gegenüber dem jetzigen System   
                        nicht größer.);
                   4. die die Finanzierung der Bildung über den Staat zeitlich begrenzt (z.B. 
                       bis zur Vollendung des 18. o. 21. Lebensjahres.);
                   5. die nicht nach der Höhe der Kosten des jeweiligen Bildungsganges dif-
                       ferenziert, sondern für alle Schüler, Lehrlinge und evtl. Studenten in  
                       den ersten Semestern pro Kopf z.B. 80 oder 90% der (z.B. 10 teuers-
                       ten Bildungsgänge) zur Verfügung stellt. Nicht abgerufenes Guthaben 
                       wird dann nach Erreichen der Förder-Altersgrenze (z.B. als Existenz  
                       gründungsbeitrag) ausgezahlt.

Endnote: 2) Wenn wir nach zusätzlichen Mitteln zur Finanzierung eines freien Kultur- 
                    lebens suchen, dann brauchen wir uns nicht mit einem Verweis auf den 
                    Rüstungsetat zu beschränken. Die Behebung und Vermeidung von Kon
                    junkturkrisen macht ungeheuer viel Mittel frei. Es würden die Kosten der 
                    Krisen (Kapitalvernichtung durch Konkurse, Ausfälle bei den Steuern 
                    und Sozialversicherungen und die Arbeitslosenunterstützung) gespart,   
                    und das Arbeitseinkommen kann zulasten des Kapitaleinkommens we-
                   sentlich erhöht werden.
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